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KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Privatrecht

Zur Vernehmlassung zum Bundesgesetz liber den Schutz gewaltbetroffener Personen,
deren Frist Ende Januar 2016 abgelaufen war, wurde im Juli 2017 der Ergebnisbericht
veroffentlicht. Die 58 eingegangenen Stellungnahmen verteilten sich auf 25 Kantone
(der Kanton Glarus verzichtete ausdricklich auf eine Stellungnahme), sechs politische
Parteien (BDP, CVP, FDP, GP, SP, SVP) und 27 weitere Organisationen. Die Verbesserung
des Schutzes gewaltbetroffener Personen wurde von allen
Vernehmlassungsteilnehmenden als Notwendigkeit anerkannt, wenn auch die
Meinungen darlber auseinandergingen, wie diese Verbesserung erzielt werden soll.

Bei den zivilrechtlichen Gewaltschutzmassnahmen war vor allem die Moglichkeit der
elektronischen Uberwachung («Electronic Monitoring») von Tatpersonen sehr
umstritten. Wahrend die grosse Mehrheit der Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser
die EinfUhrung einer solchen Mdéglichkeit grundsatzlich begrusste, zweifelten andere
die Wirksamkeit einer solchen Massnahme generell an, da das resultierende
Sicherheitsgefuhl trigerisch und die Massnahme gegen telefonisches oder Online-
Stalking erfolglos sei. Doch auch von den Beflrwortern des Electronic Monitoring
ausserten Viele Bedenken im Hinblick auf dessen Umsetzung. So stosse die
Uberwachungstechnologie heutzutage noch an Grenzen, innerhalb derer nur eine
passive, retrospektive Uberwachung moglich sei und keine aktive Uberwachung mit
unmittelbarer polizeilicher Intervention, wie sie im Vorentwurf angedacht ware. Auch
die Ortungsgenauigkeit der verflgbaren GPS- und LBS-Systeme lasse - mit geografisch
bzw. topografisch bedingten Abweichungen von bis zu 25 km im schlechtesten Fall - zu
wilinschen Ubrig und ermdgliche kaum ein gentgend schnelles Eingreifen, um eine
Gewalttat zu verhindern. Geeignet sei eine solche Massnahme ohnehin nur, wenn das
Risiko einer Gewaltaustbung nicht zu gross sei, weshalb die Eignungsabklarung immer
mit einer Risikoabschatzung verbunden werden musste. Neben der Kritik am hohen
finanziellen und personellen Aufwand wurde auch die Verhéaltnismassigkeit
angezweifelt: Angesichts dessen, dass es sich bei den betroffenen Personen nicht um
rechtskraftig Verurteilte handle, stehe die vorgesehene 12-monatige Tragepflicht der
elektronischen Fussfessel in keinem Verhaltnis zur Sanktion, welche im Falle eines
strafrechtlichen Schuldspruchs zu erwarten wére. Ganz allgemein wurde auch kritisiert,
dass das Electronic Monitoring als eine eigentlich strafrechtliche Vollzugsmassnahme
im Zivilrecht fehl am Platz sei. Solche Skepsis dusserten nebst 20 Kantonen, der Griinen
Partei und der SP auch mehrere juristische Vereinigungen, das Centre Patronal, die
KKJPD, der SGV, die Universitat Lausanne, die KKPKS, der Kinderschutz Schweiz, die
Schweizerische Konferenz gegen hausliche Gewalt, die Schweizerische Konferenz der
Gleichstellungsbeauftragten, der Stadteverband und Travail.Suisse.

Ebenfalls kontrovers aufgenommen wurde die Bestimmung, wonach die Kantone
Weiterbildungsmoglichkeiten flr Personen, die mit Gewaltschutzfallen zu tun haben -
beispielsweise im Rahmen einer Tatigkeit bei der Kriseninterventionsstelle oder bei
Gerichten -, Dbereitstellen mussen. Wahrend sich knapp die Haélfte der
Vernehmlassungsteilnehmenden positiv dazu ausserte, kam das Vorhaben bei rund
einem Flnftel der Stellungnehmenden nicht gut an. Moniert wurde hauptsachlich der
Verstoss gegen das foderalistische Prinzip, da es sich bei der Weiterbildung um eine
kantonale Kompetenz handle. Von einer breiten Mehrheit begrisst wurde hingegen die
vorgesehene Mitteilungspflicht von Gewaltschutzentscheiden des Zivilgerichtes an
andere Behorden wie die KESB und die kantonale Kriseninterventionsstelle, soweit dies
notwendig erscheint, damit letztere ihre Aufgaben erflllen koénnen. Ebenso
mehrheitlich  positiv.  aufgenommen  wurden die Anpassungen an  der
Zivilprozessordnung, darunter der Wegfall der Gerichtskosten und des
Schlichtungsverfahrens.

Bei den strafrechtlichen Gewaltschutzmassnahmen wurde vor allem die Anderung
begrisst, dass die Sistierung, Wiederanhandnahme und Einstellung eines Verfahrens
nicht mehr allein vom Willen des Opfers abhangig sein und der Behdrde eine
umfassende Interessenabwégung ermdglicht werden soll. Kritisiert wurde hierbei
jedoch der umfangreiche Katalog der bei der Sistierung zu beachtenden Kriterien sowie
im Detail die Vorschrift, dass die Behorde ein allfallig von der beschuldigten Person
besuchtes Lernprogramm gegen Gewalt beim Sistierungsentscheid berlcksichtigen soll.
Mehrere Kantone bedauerten, der Anreiz zum Besuch solcher Lernprogramme sei zu
lasch und Weitere forderten zusammen mit der SP, den Juristinnen Schweiz, der
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Schweizerischen Konferenz gegen hausliche Gewalt, der Schweizerischen Konferenz
der Gleichstellungsbeauftragten und dem Stédteverband gar eine obligatorische
Verknlpfung der Verfahrenssistierung mit dem Besuch eines Lernprogramms gegen
Gewalt. Sehr umstritten war ausserdem die Frage, ob das Opfer vor der Einstellung des
Verfahrens zwingend angehort werden muss.

Von sieben Kantonen, der CVP, der Griinen Partei und der SP sowie von der KKPKS, der
Interkantonalen Arbeitsgemeinschaft der Geschadigten- und Opfervertretung, dem
Kinderschutz Schweiz, Pro Familia, der Schweizerischen Konferenz gegen héausliche
Gewalt, der Schweizerischen Konferenz der Gleichstellungsbeauftragten, dem
Stadteverband, Terre des Femmes und von mehreren juristischen Vereinigungen wurde
die Vernehmlassungsantwort Uberdies dazu genutzt, fur die Einflhrung einer
spezifischen Stalking-Strafnorm zu pléadieren, obwohl - oder gerade weil - eine solche
nicht Gegenstand des Vorentwurfs war. '

Grundrechte

Gleichzeitig mit der Verabschiedung der Botschaft zur Schaffung einer nationalen
Menschenrechtsinstitution (NMRI) durch den Bundesrat Mitte Dezember 2019
veroéffentlichte das EDA die Vernehmlassungsergebnisse zum entsprechenden
Vorentwurf. Alles in allem war das Vorhaben des Bundesrates bei den
stellungnehmenden Kantonen, Parteien und Organisationen auf ein sehr positives Echo
gestossen: 110 der insgesamt 116 Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser hatten die
Vorlage grundsatzlich beflrwortet. Dahingegen hatten ihr der Kanton Schwyz, die FDP
und die SVP sowie das Centre Patronal, der schweizerische Gewerbeverband und die
Unabhéngigkeitspartei Schweiz ablehnend gegenlibergestanden; sie hatten die
Errichtung einer NMRI nicht fir notwendig gehalten. Nichtsdestotrotz hatten auch viele
der beflrwortenden Teilnehmenden «deutlichen Anpassungsbedarf» an der Vorlage
gesehen, wie der Ergebnisbericht feststellte. Rund die Hélfte der Stellungnehmenden,
darunter zahlreiche Organisationen aus dem humanitaren Bereich, hatten ausdricklich
gefordert, dass die Schweizer NMRI die sogenannten Pariser Prinzipien der UNO
umfassend verwirklichen musse, sodass sie von der GANHRI mit der Bestnote A
akkreditiert wdirde, denn alles andere wirde weder dem menschenrechtlichen
Selbstverstandnis der Schweiz noch ihrem Image auf dem internationalen Parkett
gerecht. Als problematisch war hierfur vor allem die vorgesehene universitare
Tragerschaft der NMRI gesehen worden. Ein Grossteil der Teilnehmenden hatte zur
Sicherstellung der Unabhangigkeit der NMRI daher angeregt, ihr eine eigene
Rechtspersonlichkeit, beispielsweise als Stiftung oder Verein, zukommen zu lassen.

Der Bundesrat nahm letztere Kritik aus der Vernehmlassung in seiner Botschaft auf,
indem er darin die NMRI als 6ffentlich-rechtliche Kérperschaft ausgestaltete. Die NMRI
sollte ihre Tatigkeiten im Rahmen ihres Mandats selbst bestimmen. Der Bund und die
Kantone sollten mit beratender Funktion, aber ohne Stimmrecht Einsitz nehmen und
die NMRI finanziell unterstttzen - der Bund mit Finanzhilfe im Umfang von einer Million
Franken pro Jahr, die Kantone mit der Ubernahme der Kosten fir die Infrastruktur der
NMRI. Die urspringlich angedachte universitdre Verankerung sollte insofern
beibehalten werden, als die NMRI an einer oder mehreren Universitaten situiert werde.
Als Aufgaben der NMRI nannte die Botschaft die Information und Dokumentation,
Forschung, Beratung, Menschenrechtsbildung, Sensibilisierung und den internationalen
Austausch zur Foérderung und zum Schutz der Menschenrechte sowohl im
innerstaatlichen Bereich als auch in Bezug auf die innerstaatliche Umsetzung
internationaler menschenrechtlicher Verpflichtungen. Dabei werde sie aber keine
Verwaltungsaufgaben und keine Ombudsfunktion wahrnehmen, auch behandle sie
keine Einzelfalle und spreche keine verbindlichen Empfehlungen aus, prazisierte der
Bundesrat in der entsprechenden Medienmitteilung. Damit die Ablésung des
Pilotprojekts SKMR, das Ende 2020 auslaufe, nahtlos erfolgen kénne, sah der Bundesrat
zudem die Verlangerung der Pilotphase um weitere zwei Jahre vor. 2
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Innere Sicherheit

Anfang Februar 2018 veroffentlichte das Fedpol den Ergebnisbericht der
Vernehmlassung zur Ubernahme der geinderten EU-Waffenrichtlinie. Nebst den
zahlenmassig sehr gut vertretenen Schitzen- und Waffenkreisen - darunter der
schweizerische Schiesssportverband (SSV), der schweizerische Blchsenmacher- und
Waffenfachhéndlerverband (SBV), ProTell, Legalwaffen Schweiz (LEWAS) und Jagd
Schweiz - befanden sich auch alle Kantone, sieben nationale und drei kantonale
Parteien, die KKJPD wund die RK MZF, Economiesuisse, der schweizerische
Gewerbeverband (SGV), der schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) und der
schweizerische Stadteverband unter den insgesamt 2205
Vernehmlassungsteilnehmenden. Davon sprachen sich der SSV und jene 2055
Stellungnehmenden, die sich dessen Stellungnahme angeschlossen hatten - darunter
insbesondere Jagd Schweiz und die Aktion «Finger weg vom Schweizer Waffenrecht!»,
aber auch eine Vielzahl von Schutzenvereinen und Privatpersonen - sowie der SBV,
ProTell, LEWAS, die AUNS, die Gruppe Giardino, das Centre Patronal, der SGV, Swiss
Olympic und zahlreiche weitere Schutzen-, Waffensammler- und militdrnahe
Organisationen dezidiert gegen die geplante Anderung des Waffengesetzes aus. Einen
grundsatzlich ablehnenden Standpunkt vertraten zudem auch die SVP Schweiz, ihre
Sektionen Neuenburg, Jura und Valais Romand sowie die Kantone Nidwalden und
Schwyz. Neun Kantone gaben zu verstehen, dass sie zwar die Ziele der EU-
Waffenrichtlinie unterstiitzten, die vorgesehenen Anderungen am Waffengesetz aber
ablehnten, da sie keinen gentigenden Beitrag zur Bekampfung von Waffenmissbrauch
leisteten. Demgegenuber erklarte sich die Mehrheit der Kantone mit den Neuerungen
grundséatzlich einverstanden. Insgesamt positiv beurteilt wurde der Entwurf auch von
der BDP, der GLP, der FDP, der SP und den Grinen - wobei die letzteren beiden
ausdrucklich bedauerten, dass er keine weitergehenden Massnahmen umfasste. Ebenso
Uberwiegend beflirwortend dusserten sich u.a. die KKUPD, die RK MZF, Economiesuisse,
der Stédteverband, die FER, der SGB, die GSoA, Terre des Hommes Schweiz, der
schweizerische Friedensrat, die Frauen fur den Frieden Schweiz, die Evangelischen
Frauen Schweiz, die Haus- und Kinderdrzte Schweiz und die schweizerische
Gesellschaft fur Psychiatrie und Psychotherapie. Unter den zustimmenden
Stellungnahmen ausdrlcklich  positiv  hervorgehoben wurden das Ziel, den
Waffenmissbrauch zu bekdmpfen bzw. den Zugang zu halbautomatischen Waffen
einzuschranken, sowie die Vorteile der Schengen-Assoziierung fur die Schweiz.
Ansonsten é&usserte sich die Zustimmung zur Vorlage hauptsachlich durch die
Abwesenheit von Kritik.

An Letzterer wurde jedoch nicht gespart. Anlass dazu boten neben den einzelnen
Bestimmungen des Waffengesetzes und deren konkreter Ausgestaltung vor allem die
Stossrichtung der Revision im Allgemeinen. In der Schweiz, wo das Recht auf
Waffenbesitz ein Aspekt der Unabhéngigkeit und Souveranitat des Staates sei,
manifestiere sich im liberalen Waffenrecht der gegenseitige Respekt zwischen Staat
und Blrgern, weshalb Verscharfungen nicht angebracht seien, argumentierten etwa
ProTell, der SSV die RK MZF, die SVP sowie flinf Kantone (Al, AR, GL, SG, OW). Des
Weiteren wurden die Entwaffnung der Blirger und schwere (Ruf-)Schaden fir das
Schweizer Schiesswesen beflirchtet. Problematisch am Vorhaben sei ausserdem, dass
darin Regelungen vorgesehen seien, die in der jlingeren Vergangenheit vom Volk
abgelehnt worden waren. So komme die Registrierungspflicht fir rechtmassig
erworbene, aber neu verbotene halbautomatische Feuerwaffen einer Nachregistrierung
gleich und der flr den Erwerb einer solchen Waffe kinftig erforderliche Nachweis einer
Mitgliedschaft in einem Schiessverein bzw. alternativ des regelmassigen Gebrauchs der
Waffe flr das sportliche Schiessen erinnere zu stark an eine Bedurfnisklausel. Beide
Massnahmen waren 2011 bei der Volksabstimmung Uber die Initiative gegen
Waffengewalt abgelehnt worden - ein Umstand, den ausser Schitzen- und
Waffenkreisen auch die SVP und vier Kantone (AR, GE, SZ, TI) betonten. Von
verschiedenen Seiten wurde zudem die fehlende Verhaltnismassigkeit der Vorlage
bemangelt. Wahrend Angehorige der Waffenlobby ausfihrten, dass mit dem Entwurf
eher die legalen Waffenbesitzer bestraft als Terroranschldge verhindert wirden,
ausserten sich zahlreiche Kantone und die CVP dahingehend, dass trotz erheblichen
burokratischen Mehraufwandes kaum ein Sicherheitsgewinn resultiere. Entgegen der
Anklindigung des Bundesrates befanden der SSV, der SBV und ProTell den
Umsetzungsvorschlag nicht fir «pragmatisch» und die CVP sowie die grosse Mehrheit
der Kantone bezweifelten, dass der Bundesrat den Handlungsspielraum bei der
Umsetzung vollstandig ausgeschopft habe. Schitzenkreise wiesen Uberdies auf eine
hangige Klage am EuGH hin, in der die Tschechische Republik die Rechtméssigkeit der
neuen EU-Waffenrichtlinie angefochten hatte, weil die Terrorabwehr den Einzelstaaten
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obliege und gar nicht in die Zustandigkeit der EU falle. Die Schweiz solle diesem Urteil
nicht vorgreifen und das Waffenrecht nicht vorschnell anpassen.

Inhaltlich sei der Entwurf hinsichtlich zentraler Begrifflichkeiten - beispielsweise der
Definitionen von «Faustfeuerwaffe» und «Handfeuerwaffe» - zu wenig prazise und
Uberlasse zu viele Klarungen dem Verordnungsgeber, was Rechtsunsicherheit mit sich
bringe. In diesem Zusammenhang forderten der SSV, der SBV, ProTell, LEWAS, der
Stédteverband sowie neun Kantone den Bundesrat auf zu definieren, was
«Regelméssigkeit des sportlichen Schiessens» bedeute. Die Notwendigkeit einer
solchen Préazisierung zeigte sich bereits in den unterschiedlichen Vorstellungen des
Begriffs, welche die Vernehmlassungsantworten offenbarten: Hielten der SBV und
ProTell einmal in funf Jahren fir eine angemessene Regelméssigkeit, sahen die Kantone
Neuenburg, Tessin, Waadt und Wallis eine ausreichende Regelmassigkeit ab einer
zweimaligen Nutzung pro Jahr gegeben. Ganz konkrete Kritik betraf dartber hinaus die
vorgesehene Unterscheidung von Waffenkategorien anhand der Magazinkapazitat. Diese
sei kein Indikator fur die Geféahrlichkeit einer Waffe und die Regelung daher nicht
nachvollziehbar; stattdessen wéare eine Unterscheidung anhand des Kalibers, des
Munitions-Typs und einer allfdlligen Serienfeuer-Moglichkeit zu diesem Zweck
dienlicher. Da Magazine zum Teil waffentypubergreifend eingesetzt und separate
Magazine bewilligungsfrei erworben werden konnten, sei die Regelung leicht zu
umgehen und Missbrauch schwer zu verhindern, stellten mehrere Kantone fest. Die
Skepsis der Waffenlobby sowie des Kantons Schwyz weckte zudem die Pflicht fur
Waffensammler, den Zweck der Sammlung offenzulegen. Der Mensch sei seit jeher ein
Sammler, wie es ProTell ausdruickte, und viele Sammlungen dienten keinem besonderen
Zweck ausser der Freude am Objekt selbst, weshalb eine solche Bestimmung verfehlt
sei. Die Kritik am Entwurf beschrankte sich jedoch nicht darauf, dass er zu viele
Einschrankungen vorsehe; an einigen Stellen wurde auch bemangelt, dass die
Regelungen zu wenig weit gingen. So schlugen beispielsweise die SP, die GLP und flinf
Kantone (NE, TI, VD, VS, GE) vor, es sei auch von Eigentiimern von Ordonnanzwaffen ein
Nachweis zu verlangen, dass sie die Waffe regelmassig fur den Schiesssport
verwendeten.

Auch lehnten nicht alle Kritiker der Waffenrechtsanpassung ebenso die Genehmigung
des Notenaustausches mit der EU ab. Der Notenaustausch ist im Grunde genommen
das Verfahren zur Ubernahme eines weiterentwickelten Rechtsakts, der dem Schengen-
Besitzstand angehért. Nachdem die EU der Schweiz am 31. Mai 2017 die neue
Waffenrichtlinie als Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes notifiziert hatte,
versicherte der Bundesrat in seiner Antwortnote vom 16. Juni 2017 der EU, dass die
Schweiz die Richtlinie - vorbehaltlich der parlamentarischen Genehmigung - innerhalb
einer Frist von zwei Jahren Ubernehmen und umsetzen werde. Die SVP, der SSV und
LEWAS waren der Meinung, die Schweiz kénne der EU mitteilen, die Waffenrichtlinie zu
Ubernehmen - wozu sie als Vertragsstaat von Schengen/Dublin verpflichtet ist -, ohne
dafur die Schweizer Rechtslage anpassen zu mussen. Sie hielten das Schweizer
Waffenrecht fur den Anforderungen der EU-Richtlinie dem Sinn nach entsprechend
und sahen darum keinen Bedarf fiir eine Anderung des Schweizer Waffenrechts, auch
wenn der Notenaustausch genehmigt wirde. In die gleiche Richtung dusserte sich auch
die CVP, welche die Frage stellte, ob das geltende Waffengesetz keine ausreichende
Grundlage darstelle, um die Ziele der EU-Waffenrichtlinie weitgehend zu erfullen.
ProTell und der Kanton Schwyz lehnten indes auch die Genehmigung des
Notenaustausches ab und forderten weitere Verhandlungen mit der EU. *

Wahlen
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Wahlen in kantonale Parlamente

Lors de la consultation de I'avant-projet pour I'autonomie cantonale en matiére
d'organisation et de procédures électorales, 13 cantons (BE, LU, UR, SZ, OW, ZG, SO,
AR, Al, GR, AG, TI, VS) ont statué en faveur de la proposition de la majorité de la CIP-CE.
Quatre autres cantons (ZH, SG, VD, GE) ont préféré ancrer la pratique du Tribunal
fédéral dans la Constitution fédérale, selon le souhait de la minorité de la commission.
Neuchétel s'est positionné plutdt en défaveur de I'avant-projet. Les autres cantons (BS,
GL, FR, TH, SH, NW, JU, BL) se sont opposés a celui-ci, et donc a une modification
constitutionnelle. Au niveau des partis nationaux, le PDC et I'UDC se sont prononcés en
faveur de I'avant-projet. Le premier soutenait la variante de la majorité, le second celle
de la minorité. Le PLR, le PS, le PEV, les Verts et le PVL étaient contre une modification
constitutionnelle. Les sections cantonales grisonnes des Verts, de I'UDC et du PS
étaient contre l'avant-projet. Les partis socialistes uranais et st-gallois partageaient
également cette position. Les associations qui se sont exprimées, ont plutét émis des
avis positifs. L'Union suisse des arts et métiers (USAM), I'Union suisse des paysans (USP),
le Centre patronal et economiesuisse ont approuvé la proposition de la majorité de la
CIP-CE. L'Union suisse des villes (USV) et le particulier s'étant exprimé, se sont
positionnés contre I'avant-projet. L'Organisation des suisses de I'étranger (OSE) a saisi
|'occasion pour rappeler que tous les cantons ne permettaient pas aux Suisses de
|'étranger de participer aux élections du Conseil des Etats.

Dans les prises de positions favorables a la proposition de la majorité, des arguments
liés au respect du fédéralisme, de I'autonomie cantonale et de la Iégitimité des
systemes électoraux cantonaux ont été avancés. Le manque de cohérence et de clarté
de la jurisprudence y relative du Tribunal fédéral a également été soulevé. Pour les
partisans de la variante de la minorité, la proposition en question aurait permis de
limiter la jurisprudence du Tribunal fédéral. Outre I'amélioration de la sécurité
juridique, elle aurait également favorisé le respect des intéréts cantonaux et des
principes constitutionnels. Du c6té des opposants a I'avant-projet, I'interprétation du
Tribunal fédéral n'aurait pas entravé la souveraineté cantonale. Le principe
d'équivalence d'influence sur le résultat est important et I'avant-projet n'aurait pas
amélioré la sécurité juridique.

A l'appui des résultats de la procédure de consultation, par 7 voix contre 5, la CIP-CE a
décidé de maintenir la teneur de la modification soumise a consultation. Par 7 voix
contre 3 et 2 abstentions, les membres de la Commission ont choisi de transmettre au
Conseil des Etats le projet reposant sur la variante de la majorité. Au Conseil fédéral de
formuler son avis. *

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Bei der anfangs Dezember 2017 zu Ende gegangenen Vernehmlassung zur
Steuervorlage 17 (SV17) gingen 127 Stellungnahmen ein. Unbestritten waren die
Dringlichkeit sowie die Ziele der Reform, ansonsten beurteilten die Teilnehmenden die
Vorlage jedoch sehr unterschiedlich: Die KdK und die Finanzdirektorenkonferenz (FDK),
alle Kantone sowie die Stddte- und Gemeindeverbénde hiessen den bundesratlichen
Vorschlag mehrheitlich gut, forderten jedoch einen Kantonsanteil an der direkten
Bundessteuer von 21.2 Prozent anstelle der im Entwurf vorgeschlagenen 20.5 Prozent.
Zahlreiche Kantone sprachen sich zudem daflr aus, die vom Bundesrat im Vergleich zur
USR Il fallen gelassene zinsbereinigte Gewinnsteuer auf Uberdurchschnittliches
Eigenkapital wieder aufzunehmen, wie es vor allem der Kanton Zirich im Vorfeld
gefordert hatte. Diese Forderung wurde auch von verschiedenen Organisationen,
Verbanden und Kantonalparteien - insbesondere aus dem Kanton Zirich - unterstutzt.

Auch die SVP beflirwortete die zinsbereinigte Gewinnsteuer und forderte zuséatzliche
steuerliche Massnahmen wie einen erhdhten Steuerabzug fur Start-ups. Zudem sprach
sie sich fur eine Senkung der Gewinnsteuer des Bundes von 8.5 auf 7.5 Prozent aus.
Dies sollte den Spielraum der Kantone weiter vergréssern und stellte eine Reaktion auf
die Senkung der Konzerngewinnsteuern in den USA dar. Diese Absicht unterstitzte auch
die FDP.Die Liberalen. Sie forderte zudem, die vorgeschlagenen steuerlichen
Massnahmen flr fakultativ zu erkléaren, um die konkrete Ausgestaltung den Kantonen zu
Uberlassen - eine Position, die unter anderem auch die Economiesuisse teilte. Einig war
man sich im burgerlichen Lager mehrheitlich in der Kritik zur Erhdhung des
Mindestansatzes der kantonalen Dividendenbesteuerung als
Gegenfinanzierungsmassnahme. Zahlreiche burgerliche Parteien und Organisationen,
darunter die SVP, die FDP.Die Liberalen, die BDP, der Gewerbeverband und die
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Vereinigung der Familienunternehmen Swiss Family Business sprachen sich gegen diese
aus, da damit in den Ermessensspielraum der Kantone eingegriffen werde und eine
solche Regelung insbesondere den KMU schade. Die GLP schlug alternativ vor, die
Gewinnsteuer an die Dividendenbesteuerung zu koppeln: Eine hohere
Dividendenbesteuerung wirde folglich tiefere Gewinnsteuern erlauben.

Auch Akteure aus dem linken politischen Spektrum &ausserten Kritik an der vorgelegten
SV17. Die SP lehnte die Fordermassnahmen wie die Patentbox und die Abzlge fir
Forschung und Entwicklung ab und beantragte, diese - falls sie doch eingefihrt wirden
- zeitlich zu befristen. Sie beflUrwortete die vorgeschlagenen
Gegenfinanzierungsmassnahmen, diese gingen ihr jedoch zu wenig weit: Die
Dividendenbesteuerung sei auf mindestens 80 Prozent auf Kantons- und auf 100
Prozent auf Bundesebene zu erhéhen. Zudem sollten die Mindestvorgaben fur die
Familienzulagen auf mindestens CHF 50 erhéht werden, erklérte sie. Fur den SGB
stellte die Erhdhung der Dividendenbesteuerung auf 70 Prozent das Minimum dar, er
schlug sogar eine Erhohung auf 100 Prozent sowie eine Erhdhung der Kinderzulagen auf
CHF 100 und eine Einschrankung des Kapitaleinlageprinzips (KEP) vor. TravailSuisse und
Centre Patronal forderten die Einflhrung eines Vaterschaftsurlaubs entsprechend der
gleichnamigen Initiative. FlUr die Grinen ging die Steuervorlage 17 in die falsche
Richtung, da sie den Steuerwettbewerb weiter anheize und intransparente
Steuerausfalle zur Folge habe. Sie forderten einen Mindeststeuersatz fur Unternehmen
sowie Korrekturen an der USTR Il, insbesondere eine Einschrankung des KEP.

Eine Aufteilung der Vorlage - wie sie bereits kurz nach Ablehnung der USR Il als «Plan
C» diskutiert worden war - brachte schliesslich die CVP ins Spiel: In einem ersten
Schritt sollen nur die breit akzeptierten und dringlichsten Elemente - die Abschaffung
der Sonderregeln fur Statusgesellschaften, die Erhéhung des Kantonsanteils auf 21.2
Prozent sowie die Anpassung des Finanzausgleichs - vorgenommen werden. Die neuen
Steuerprivilegien sowie die Erhdéhung der Dividendenbesteuerung und der
Kinderzulagen wdirden erst in einem zweiten Schritt diskutiert. Diesen Vorschlag
unterstitzte der Verband Swissholdings, da «die internationale Schweizer Wirtschaft
auf die rasche Abschaffung der heutigen Regimes [...]» angewiesen sei.

Die Medien zogen im Anschluss an die Vernehmlassung insbesondere Parallelen zur
Steuerreform im Kanton Waadt: Dieser hatte als Ausgleich zu den Steuersenkungen fur
die Unternehmen zusatzliche Sozialausgaben fur Kindergeld, Kinderbetreuungsbeitrage
und Subventionen fur die Krankenkassenpramien gesprochen, woraufhin die
Kantonsbevdlkerung sowohl die USR Ill als auch die kantonale Umsetzungsgesetzgebung
gutgeheissen hatte. Diesem Vorbild habe nun auch Finanzminister Maurer folgen
wollen, seine sozialen Kompensationsmassnahmen seien jedoch auf wenig Anklang
gestossen - sie seien gemaéass Tages-Anzeiger als «Feigenblatt» wahrgenommen
worden. °

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Ende Januar 2017 gab der Bundesrat bekannt, dass er die Volksinitiative des
Mieterverbandes «Mehr bezahlbare Wohnungen» abzulehnen gedenke. Bereits in
seiner Ansprache zur Wohnungspolitik im Jahr 2013 hatte der Bundesrat die Ansicht
vertreten, dass der Staat moglichst wenig in die Wohnraumversorgung eingreifen solle,
und diese Ansicht vertrat er nach wie vor. Dennoch anerkannte die Regierung den
gemeinnutzigen Wohnungsbau als «markterganzendes Segment zum Schliessen von
Angebotslicken». Trotz der sich entspannenden Marktlage gabe es in gewissen
Regionen Bevolkerungsgruppen, die mit starken Schwierigkeiten zu kampfen hatten,
eine angemessene und zahlbare Wohnung zu finden. Aus diesem Grund beantragte der
Bundesrat eine Aufstockung des Fonds de Roulement flr die Darlehensgewahrung an
gemeinnutzige Wohnbautrager und gab diesen Entwurf in die Vernehmlassung. Der
Fonds de Roulement ist mit Darlehen des Bundes dotiert und dient dem Zwecke,
gemeinnutzigen Bautrégern zinsglnstige Darlehen flr die Erstellung, Erneuerung oder
den Erwerb von preisgunstigen Liegenschaften zu gewéhren.

Bereits nach Bekanntgabe der bundesratlichen Stellungnahme zeigte sich der
Mieterverband (SMV) enttduscht von der ablehnenden Haltung des Bundesrates und
bezeichnete die geplante Aufstockung des Rahmenkredites als nicht ausreichend.
Ferner monierte der Verband, dass diese Massnahme nicht garantieren wirde, dass
Genossenschaften tatsachlich geférdert wirden, da die Mittel mit dem jahrlichen
Budget beschlossen wirden und in diesem Rahmen Kredite bereits mehrfach gekurzt

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.11.2016
DIANE PORCELLANA

worden seien. Auf der anderen Seite gab sich auch der Hauseigentimerverband (HEV)
nicht vollends zufrieden. Zwar begrisste er die Ablehnung der Initiative durch den
Bundesrat, konnte die Aufstockung des Fonds aufgrund des aktuell hochsten
Leerwohnungsbestandes seit 1999 jedoch nicht nachvollziehen. Der HEV dusserte die
Befiirchtung, damit kreiere der Bundesrat ein Uberangebot an Wohnraum, was gemass
Verband einen Preiszerfall zur Folge hatte.

Von den 58 im Rahmen der Vernehmlassung eingegangenen inhaltlichen
Stellungnahmen beurteilten 47 Vernehmlassungsteilnehmende - darunter die VDK, alle
stellungnehmenden Kantone, die SP, die Grunen, die CVP und die BDP, der
Schweizerische Gemeindeverband und der Stadteverband sowie die Gewerkschaften -
die Aufstockung des Fonds als positiv, wahrend die restlichen 11 Akteure diese
ablehnten - namentlich neben dem HEV die Parteien der FDP und SVP sowie die
Wirtschaftsverbédnde und Verbénde im Immobiliensektor. Unter den beflrwortenden
Stellungnahmen stand ein gutes Drittel - darunter neben dem SMV auch die Kantone
Basel-Stadt und Neuenburg, die Parteien der SP und der Grinen sowie vier Stellung
nehmende Stadte und Orte - gar flr eine hohere Aufstockung ein. Die Schweizerische
Arbeitsgemeinschaft fir die Berggebiete und der Kanton Wallis knUpften ihre
Unterstltzung zur Aufstockung des Fonds an die Bedingung, dass auch Massnahmen
ergriffen werden, um die Wohnsituation in Berggebieten zu verbessern.

Einige Vernehmlasser kritisierten ferner den bundesratlichen Vorschlag, die
Aufstockung des Fonds an die Ablehnung oder den Rickzug der Volksinitiative zu
knupfen. Das Gros der Stellungnahmen unterstutzte jedoch die Ablehnung der
Volksinitiative. Wahrend einige Vernehmlassungsteilnehmende diesbezlglich bewusst
auf einen Positionsbezug verzichteten, sprachen sich die SP und der
Gewerkschaftsbund bereits in ihren Antworten explizit fur die Unterstitzung des
Volksbegehrens aus. ¢

Umweltschutz
Klimapolitik

Les modifications légales nécessaires pour le couplage des systéeme d'échange de
quota d'émission (SEQE) suisse et européen ont été mises en consultation, en méme
temps que la révision totale de la loi sur le CO2 et I'approbation de I'Accord de Paris.
Des acteurs du secteur de I'énergie, des organisations de politiques énergétiques, des
organisations des transports publics et privés, des organisations de protection de
I'environnement et des associations faitieres de I'économie ont pris part a la
consultation outre les entités cantonales, communales et les partis politiques.

Le projet de couplage a rencontré un large soutien - tous les cantons sauf Schwyz et
Berne, les commissions et conférences communales, le PBD, le PCS, le PDC, les
Vert'libéraux, le PLR, les associations faltieres de I'économie, les acteurs du secteur de
I'énergie, quelques organisations des transports publics et privés et autres
organisations l'ont approuvé. D'aprés les partisans, le couplage permettrait a
|'"économie suisse d'étre sur un pied d'égalité avec ses concurrents directs dans I'UE et
la Suisse aurait ainsi acces a un marché plus liquide des droits d'émission. Sur les 256
avis, 26 participants ont rejeté le projet. Il s'agit des cantons de Berne, de Schwyz, des
Verts, des Jeunes Vert-e-s, de I'UDC, de la SES, des organisations des transports
publics et privés, des organisations de protection de I'environnement et d'autres
organisations. L'efficacité du systéme européen comme instrument de politique
climatique a été mise en doute en raison des bas prix des droits d'émission. Plusieurs
participants souhaitaient intégrer I'aviation dans le systeme d'échange afin que ce
secteur réduise également ses émissions. Cette mesure était supportée par 15 cantons
(FR, JU, AR, Al, GR, GL, ZG, ZH, UR, GE, SG, OW, LU, VS, NW), la Conférence
gouvernementale des cantons alpins, la DTAP, I'EnDK, le PS, les Verts, les Jeunes Vert-e-
s, le PDC, le PLR, la SES et les organisations de protection de I'environnement. Elle était
refusée par le Centre Patronal, 'USAM, economiesuisse, I'UP, Aerosuisse et la SIAA. Le
principal argument avancé était que I'Organisation de l'aviation civile internationale
(OACI) avait déja proposé des mesures dans ce domaine. Sur la question de I'intégration
des centrales thermiques a combustibles fossiles dans le SEQE, 14 cantons (BL, ZH, UR,
AR, Al, GR, GL, ZG, SG, OW, LU, VS, NW, FR) y étaient favorables. La Conférence
gouvernementale des cantons alpins, la DTAP, I'EnDK, I'UP, Forum suisse de I'énergie,
I'AES, la SES, Swisselectric, les organisations de protection de I'environnement ont
également approuvé la proposition. Finalement, le Centre Patronal, I'USAM, Swissmem,
|'USP et economiesuisse ont proposé que les entreprises puissent demander de sortir
du SEQE ou ay étre intégré.
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Le Conseil fédéral a pris connaissance de ces résultats. Il présentera un message au
Parlement pour l|'approbation de l'accord sur le couplage des SEQE suisse et
européen. ’

La procédure de consultation a permis de recueillir 256 avis relatifs a la politique
climatique post-2020, particulierement quant a I'approbation de I'Accord de Paris sur
le climat, la révision de loi sur le CO2 et I'approbation de I'accord sur le couplage des
SEQE suisse et européen. Des acteurs du secteur de I'énergie, des organisations de
politiques énergétiques, organisations des transports publics et privés, organisations
de protection de I'environnement et des associations faitieres de I'économie ont pris
part a la consultation outre les entités cantonales, communales et les partis politiques.
La ratification de I'Accord de Paris récolte un large soutien. Toutefois, les objectifs de
réduction des émissions de CO2 sont plus disputés. La plupart des participants sont
favorables a I'objectif global de réduction des émissions de 50% par rapport a 1990
d’ici 2030. A propos de la répartition des parts de réduction d'émissions entre la Suisse
et I'étranger, une trés faible majorité estime que la part a réaliser en Suisse devrait étre
plus élevée que celle proposée dans le projet. Les acteurs de I'économie, les
entreprises et un nombre assez important de cantons appellent a la flexibilisation de
ces parts. Finalement, la fixation d'un objectif moyen révele des avis mitigés. Au sujet
du couplage des SEQE, seul un quart des participants s'y oppose. Du coté des partisans,
un nombre important d'acteurs doutent de I'efficacité du systeme européen en raison
des prix bas des droits d'émission. D'autres souhaiteraient intégrer I'aviation dans le
SEQE pour que le secteur réduise aussi ses émissions. Pour le projet de révision de la
loi sur le CO2, la hausse du montant maximal de la taxe sur le CO2 percue sur les
combustibles satisfait la plupart des cantons, presque toutes les commissions,
conférences et associations de communes et quelques partis politiques. Les
organisations de protection de I'environnement voudraient un montant plus élevé que
240 francs ou alors qu'aucun montant maximal ne soit fixé pour pouvoir adapter la taxe
au degré d'atteinte des objectifs. La majorité des participants est favorable au maintien
des exemptions de la taxe sur le CO2 percue sur les combustibles, au maintien de
|'obligation de compenser pour les importateurs de carburants, au maintien des
prescriptions relatives aux émissions de CO2 pour les véhicules, au maintien des
activités de formation, d'information au public et de conseil aux professionnels. Un
tiers des participants est pour I'interdiction subsidiaire des chauffages a combustibles
fossiles. La proposition de I'abandon de |'affectation partielle du produit de la taxe sur
le CO2 au Programme Batiments, ainsi que I'abandon de lI'affectation partielle du
produit de la taxe sur le CO2 au fond de technologie, ne rencontre pas de soutien.

Suite & la procédure de consultation, le Conseil fédéral a pris connaissance des
résultats. Le projet concernant I'approbation de I'Accord de Paris a été transmis au
Parlement dans le cadre d'une procédure accélérée.

L'approbation de I'Accord de Paris a été discutée dans le cadre de la consultation sur
la politique climatique de la Suisse, en méme temps que le projet de couplage du SEQE
suisse et européen, et la révision totale de loi sur le CO2. Des acteurs du secteur de
|'énergie, des organisations de politique énergétique, des organisations des transports
publics et privés, des organisations de protection de lI'environnement et des
associations faitieres de I'économie ont pris part a la consultation outre les entités
cantonales, communales et les partis politiques.

Environ 95% des participants sont favorables a la ratification de I'accord. Tous les
cantons sauf Schwyz, les partis politiques excepté I'UDC, les conférences et les
commissions communales, les associations faitiéres de |'économie, les acteurs du
secteur de I'énergie excepté Swissoil, les représentants du secteur des transports et les
organisations de protection de I'environnement figurent parmi les partisans. lls
s'attendent a des effets positifs sur I'économie suisse et soulignent I'efficacité de
|'accord pour lutter contre les changements climatiques. Les quelques opposants
estiment que les objectifs de réduction des émissions de CO2 sont trop élevés, et que
la croissance économique et la compétitivité de la Suisse seraient mises en péril.
Concernant I'objectif global (réduction des émissions de gaz a effet de serre de 50%
par rapport a 1990 d’ici 2030) et I'objectif moyen (réduction des émissions de gaz a
effet de serre de 35% en moyenne par rapport & 1990 entre 2021 et 2030) de la Suisse,
les positions sont moins unanimes. Un peu plus de la moitié des participants est
d'accord avec le principe de I'objectif global. La Suisse refléterait ainsi une image
responsable. S'agissant de I'objectif moyen, 43 participants s'y opposent contre 37 en
faveur. Certains interrogés aimeraient que les objectifs soient augmentés, alors que
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d'autres voudraient les voir a la baisse. La majorité des organisations de protection de
I'environnement et de politique énergétique, quelques associations faitieres de
|"économie et des partis politiques, cantons et communes refusent les objectifs car ils
ne sont pas assez ambitieux. Enfin, des participants voudraient seulement I'objectif
global. C'est maintenant au tour du Parlement, de statuer sur le projet d'approbation
de I'Accord de Paris. ?

Le projet de révision totale de la loi sur le CO2 pour la période postérieure a 2020 a
été soumis a consultation en paralléle de I'approbation de I'Accord de Paris et du
projet de couplage des SEQE suisse et européen. Des acteurs du secteur de I'énergie,
des organisations de politiques énergétiques, organisations des transports publics et
privés, organisations de protection de I'environnement et des associations faitieres de
|'"économie ont pris part a la consultation outre les entités cantonales, communales et
les partis politiques.

La hausse du montant maximal de la taxe sur le CO2 percue sur les combustibles
satisfait la plupart des cantons, presque toutes les commissions, conférences et
associations de communes et quelques partis politiques. Les organisations de
protection de I'environnement, appuyé par certains partis politiques, voudraient un
montant plus élevé que 240 francs ou alors qu'aucun montant maximal ne soit fixé pour
pouvoir adapter la taxe au degré d'atteinte des objectifs. La majorité des participants
sont favorables au maintien des exemptions de la taxe sur le CO2 percue sur les
combustibles. Toutefois, un grand nombre d'entre eux rejettent le critére d'exemption
proposé. S'agissant de I'aménagement de I'exemption de la taxe, le modele
"harmonisation" est préféré a celui de la "dissociation". Plusieurs associations faitieres
de 1'économie souhaiteraient une combinaison d'aspects des deux modeles.
L'obligation de compenser pour les importateurs de carburants convainc les
organisations de I'environnement, les cantons et la plupart des partis politiques. Un
rehaussement du taux de compensation en Suisse est demandé notamment par les
partis politiques, les acteurs du secteur de I'énergie et les organisations de protection
de I'environnement. Principalement, les représentants du domaine des transports
souhaitent abaisser le taux, alors que d'autres le voudraient plus flexibles. Les cantons,
les commissions, les conférences et associations de communes suggerent de fixer le
taux de compensation entre 10 et 20%. La procédure de consultation fait ressortir |'aval
des acteurs pour le maintien des prescriptions relatives aux émissions de CO2 pour les
véhicules. Beaucoup déplorent le manque de mesures de réduction plus efficaces dans
le domaine des transports. D'autres souhaitent davantage d'encouragement pour les
carburants et véhicules émettant peu ou pas de CO2. Les activités de formation,
d'information au public et de conseil aux professionnels doivent continuer d'exister
d'apres les acteurs consultés. La plupart des entreprises, la majorité des cantons et une
petite majorité des partis politiques rejettent I'interdiction subsidiaire des chauffages a
combustibles fossiles. La proposition de I'abandon de I'affectation partielle du produit
de la taxe sur le CO2 au Programme Batiments, ainsi que I'abandon de I'affectation
partielle du produit de la taxe sur le CO2 au fond de technologie est refusée par les
organisations de protection de I'environnement et par la majorité des cantons. ©

Sozialpolitik
Bevélkerung und Arbeit

Arbeitnehmerschutz

Le DEFR, mandaté par le Conseil fédéral, a proposé d'augmenter le nombre annuel de
controles relatifs au respect des conditions de salaire et de travail inscrit dans I'article
16e de I'Ordonnance sur les travailleurs détachés (Odét) de 27'000 & 35'000. La hausse
de 30% permettrait de garantir la densité de contréles nécessaire, suite a I'extension
de l'accord sur la libre circulation des personnes (ALCP) et au nombre croissant de
prises d'emploi de courte durée. Pour les financer, la Confédération et les autorités
cantonales devraient supporter une augmentation des codts d'au maximum 1'600'000
francs.

Lors de la procédure de consultation, 21 participants ont statué en faveur du projet, 24
contre et 4 neutres. Au niveau des cantons, 12 cantons (AG, BE, FR, GE, JU, LU, NE, SO,
TG, TI, VD, VS) ont soutenu le projet de modification et 11 (Al, AR, BS, GR, NW, OW, SG,
SZ, UR, ZG, ZH) étaient contre. Bale-Campagne, Glaris et Schaffhouse ont adopté une
position neutre. Les Verts, le PS, I'USS et Travail.Suisse ont supporté le projet mais
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auraient souhaité avoir 50'000 contréles. Le Centre Patronal, la FER, la CPPREN, I'UVS
et la sec y étaient également favorables. Les partisans ont souligné la nécessité de
renforcer les contrdles en raison de I'augmentation des frontaliers et des résidents de
courte durée. Une hausse des contrdles protégerait plus efficacement, selon quelques-
uns, les conditions salariales et de travail. Le PDC, le PLR, I'UDC, I'USAM, la SSE,
ISOLSUISSE, I'USP, spbh, suissetec, I'UMS, I'Union des arts et métiers Bale-Ville, la
Chambre de commerce de Bale-Campagne ont rejeté la proposition. Certains
estimaient que la qualité des contrdles était plus importante que la quantité. Selon eux,
|'amélioration de la qualité engendrera des colts. Ils ne souhaitent donc pas avoir une
hausse supplémentaire des dépenses en augmentant le nombre de contrdles. D'autres
étaient d'avis qu'il n'y aurait pas de bénéfice notable et que ca irait a I'encontre de
I'objectif de réaliser des contréles en fonction des risques. "

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Arzte und Pflegepersonal

Zu dem am 20. Mai 2019 in Vernehmlassung gegebenen Vorentwurf der SGK-NR zum
indirekten Gegenvorschlag der Pflegeinitiative gingen bis zum 14. August 2019
insgesamt 152 Stellungnahmen ein. Wahrend die Vorlage von weiten Kreisen
grundsatzlich beflirwortet wurde, nahmen drei Kantone (SZ, ZG und ZH), die SVP,
Economiesuisse, Santésuisse und die Helsana eine ablehnende Haltung ein, die sie
unter anderem mit dem Foderalismus oder im Falle von Santésuisse mit einem
fehlenden gesetzgeberischen Handlungsbedarf begrindeten.

Bezuglich der einzelnen Massnahmen, die von der Kommission vorgeschlagen worden
waren, zeigte sich, dass insbesondere die Beitrage der Kantone zu den
Ausbildungsleistungen der Spitédler, Pflegeheime wund Spitexorganisationen im
Allgemeinen sehr gut aufgenommen wurden - dies unter anderem von der GDK, 18
Kantonen, von allen Parteien (ausser der SVP), dem SGV, dem Centre Patronal, aber
auch von den  Gewerkschaftsdachverbdnden, den Leistungserbringenden,
Berufsverbanden und Bildungseinrichtungen sowie von Curafutura und drei der
Santésuisse angehorigen Versicherern.

Nicht unterstutzt wurden von der GDK und 14 Kantonen indes Beitrage fur
Auszubildende in der Krankenpflege an einer HF oder FH. Dabei stellte fir sie vor allem
die Verpflichtung der Kantone ein Problem dar; einer Kann-Formulierung wirden sie
jedoch zustimmen. Mit Ausnahme der FDP.Liberalen und der SVP beflrworteten neben
allen Parteien auch die Gewerkschaften, alle Leistungserbringende, Berufsverbénde
und Bildungsinstitutionen die Ausbildungsbeitrage. Gespalten zeigten sich die
Versicherer.

Ebenfalls umstritten war die Begrenzung der Gultigkeitsdauer des Gesetzes auf acht
Jahre. Wahrend die GDK, 17 Kantone wie auch vier Parteien, die Gewerkschaften, der
SGV und eine Mehrheit der Leistungserbringenden sich dagegen aussprachen, weil sie
eine zeitliche Limitierung nicht fir wirksam hielten, resp. der Ansicht waren, dass das
Problem des Fachkraftemangels innerhalb dieses Zeitrahmens nicht gelést werden
koénne, unterstutzten diejenigen Versicherer, die dem Gegenvorschlag positiv
gegenuberstanden, eine solche Begrenzung.

Die Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmer sprach sich fur
eine  gesetzliche Verankerung von bestimmten Leistungen, welche die
Pflegefachpersonen selbststandig durchfihren dirfen, aus. Es wurden allerdings einige
Anderungsvorschlage angebracht. So war es der GDK und 17 Kantonen wichtig, dass
Pflegefachkrafte nicht nur in der Lage seien, die pflegerische Grundversorgung in
eigener Verantwortung durchzufiihren, sondern diese fir limitierte Zeitrdume selbst
auch delegieren zu koénnen. Curafutura, Swica und Visana beflrworteten die
Einrdumung der neuen Kompetenzen, forderten aber eine Vereinbarung der
Modalitaten zwischen den Versicherern und den Pflegeverbédnden. Die FDP.Die
Liberalen, die GLP und der SGV wollten, dass ein Zulassungsvertrag mit einem oder
mehreren Versicherern abgeschlossen werden musse. Gutgeheissen wurde die
Kompetenzerweiterung im Bereich der Grundpflege von der FMH, flir den Bereich der
psychiatrischen Grundpflege hingegen sprach sie sich dagegen aus.

Fur die beiden Dachverbande der Versicherer, Curafutura und Santésuisse, hatten
Leistungsauftrage, die verbindliche Regelungen Uber die zu erbringenden
Ausbildungsleistungen enthalten, im KVG keinen Platz. Bei den Kantonen war die
Mehrzahl der Auffassung, dass sie selbst Uber diese Regelung verfligen kénnen sollten.
Leistungserbringende und Berufsverbédnde wlnschten sich eine Verknlpfung solcher
Leistungsauftrage mit den von den Kantonen erteilten Betriebsbewilligungen.

Was die Einflhrung der Vertragsfreiheit von Pflegefachleuten betrifft, so stiess diese
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bei den meisten Kantonen, den Gewerkschaften, Leistungserbringenden,
Berufsverbénden wie auch bei Curafutura und der Visana nicht auf offene Ohren. Wenn
es hingegen nach Santésuisse ginge, mussten, falls die Kompetenzen der
Pflegefachfrauen und -mannern erweitert wirden, der Vertragszwang gelockert oder
eine Einzelvereinbarung zwischen den Versicherern und den Pflegevertretern getroffen
werden.

Die Pflicht, einen Gesamtarbeitsvertrag abzuschliessen, fand abgesehen von den
Gewerkschaften, linksgrinen Parteien und Bildungsinstitutionen keine Unterstitzung. "

Sozialversicherungen
Sozialversicherungen

Im Oktober 2019 publizierte der Bundesrat die Botschaft fir ein neues Bundesgesetz
far Uberbriickungsleistungen (V]0} fiir altere Arbeitslose. Solche
Uberbriickungsleistungen sollen Personen erhalten, die nach vollendetem 60. Altersjahr
aus der ALV ausgesteuert werden, mindestens wahrend 20 Jahren mit einem
Mindesteinkommen von CHF 21'330 in der AHV versichert sind - davon mindestens 10
der letzten 15 Jahre vor der Aussteuerung -, die ein Vermoégen unter CHF 100'000
(respektive 200'000 bei Ehepaaren) besitzen und keine IV- oder AHV-Rente beziehen.
Somit sollen vor allem Personen unterstutzt werden, die «in erheblichem Umfang
erwerbstatig waren», aber kein grosses Vermogen besitzen. Mit der bisherigen Regelung
mussten diese Personen ihre Vermogen sowie haufig ihre Altersguthaben aus zweiter
und dritter Saule aufbrauchen, bevor sie sich bei der Sozialhilfe anmelden kénnten,
erklarte der Bundesrat. Diese Vorlage sei nun Teil eines neuen Massnahmenpakets fur
die Verbesserung der Arbeitsmarktfahigkeit alterer Personen. Die UL sollen mit zwei
Ausnahmen gleich berechnet werden wie die Erganzungsleistungen, also als Differenz
zwischen den anerkannten Ausgaben und den anrechenbaren Einnahmen einer Person.

Zuvor hatte der Bundesrat zwischen Juni und September 2019 eine Vernehmlassung
durchgefuhrt, an der sich 73 Organisationen beteiligt hatten. 52 Teilnehmende
begriissten die Einfiihrung von UL fiir Arbeitslose, darunter 19 Kantone (AG, AR, BE, BS,
FR, GE, GL, GR, JU, LU, NE, OW, SH, SO, TI, UR, VD, VS, ZH), die SP, die CVP und die EVP.
Auch die FDP sprach sich flr die Massnahme aus, jedoch nur fir Personen, denen der
Wiedereinstieg in die Arbeitswelt definitiv nicht gelingt. Auch der SGB, TravailSuisse
und KV Schweiz befUrworteten die Vorlage, genauso wie unter anderem die
Organisationen Avenirb0plus, AVIVO, Agile, EKF und Procap, die sich jedoch eine tiefere
Altersgrenze fir UL wiinschten. Auf Ablehnung stiess die Massnahme bei sechs
Kantonen (Al, BL, NW, SZ, TG, ZG), die vor allem die Gefahr von Fehlanreizen, offene
Durchfihrungs- und Koordinationsfragen, die Schaffung einer Konkurrenz zum
erleichterten Zugang flr ausgesteuerte Personen Uber 60 Jahren zu Bildungs- und
Beschéftigungsmassnahmen sowie die Unterstlitzung einer kleinen Bevolkerungsgruppe
mit Steuergeldern kritisierten. Auch die GLP, die BDP und die SVP sowie der SVV, der
SBV, Swissmem, GastroSuisse und Centre Patronal sprachen sich gegen die Regelung
aus. Die GLP sah darin faktisch eine Frihpensionierung, die BDP kritisierte sie als reine
Symptombekampfung und fir die SVP wirde die Massnahme das Problem noch
verschéarfen. ™

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Zwischen April und Juli 2017 fand die Vernehmlassung zur Anderung des AHVG zur
Modernisierung der Aufsicht in der 1. Sdule und Optimierung in der 2. Saule der
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge statt. 73 Organisationen, darunter alle
Kantone sowie die KdK, vier in der Bundesversammlung vertretene Parteien sowie
verschiedene Verbénde der Wirtschaft, Fachverbande oder Durchfuhrungsstellen,
beteiligten sich an der Vernehmlassung, wie das BSV in seinem erst im August 2019
erschienenen Ergebnisbericht zur Vernehmlassung erklarte. Der Bundesrat definierte in
seiner Botschaft vier Hauptpunkte der Revision: die risiko- und wirkungsorientierte
Aufsicht, die Verbesserung der Governance in der 1. Saule, die Steuerung und Aufsicht
Uber Informationssysteme und die punktuelle Optimierung der 2. Séaule.

9 Kantone unterstiitzten die Anderungen zur 1. Saule grundséatzlich; 14 weitere Kantone
flrchteten trotz ihrer eigentlichen Zustimmung um die kostengutnstige Durchfihrung
der Aufsicht. Die SP - und mit ihr der SGB und Travail.Suisse - hielt eine Anpassung des
Systems insgesamt fur angemessen, die CVP beflrwortete eine Beschréankung der
Gesetzesanderung auf alle Aspekte zur Modernisierung der Aufsicht. Die FDP und die
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SVP lehnten die Anderung ab, da sie punktuelle Korrekturen bevorzugen wiirden und die
Kosten der Revision flirchteten. Letztere Ansicht teilten auch der Arbeitgeberverband
und der Bauernverband, Centre Patronal und FER. Die Vorsorge- und
Versicherungseinrichtungen forderten insbesondere eine Beibehaltung des bisherigen,
dezentralen Systems. Zahlreiche unterschiedliche Organisationen (verschiedene
Kantone, die FDP oder Mitglieder des SGV) kritisierten Uberdies die starke
Konzentration der Vorlage auf operative Fragen. Grosstenteils auf Zustimmung stiessen
hingegen die Massnahmen in der 2. Saule. ™

Krankenversicherung

Im April 2017 beriet die SGK-NR einen Vorentwurf zur Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Borer (svp, SO) (Gbernommen von Brand (svp, GR)) zur
Starkung der Selbstverantwortung im KVG, gemass welchem eine Wahlfranchise
wahrend dreier Jahre nicht gewechselt werden kann. Dadurch sollen kurzfristige
Wechsel zur Grundfranchise bei bekannten anstehenden medizinischen Eingriffen
verhindert und die Administrationskosten gesenkt werden. Ein Krankenkassenwechsel
der Versicherer ware unter Beibehaltung der Franchise weiterhin moglich. Die
Kommission stimmte dem Vorentwurf mit 17 zu 6 Stimmen zu, eine Minderheit lehnte
ihn ab, da dadurch Personen mit chronischen Erkrankungen schlechtergestellt wirden.
Zudem kénnten den Versicherten so durch gesundheitliche oder finanzielle
Schwierigkeiten grosse Probleme entstehen.

Im September 2017 schickte die SGK-NR den Vorentwurf in die Vernehmlassung. Dort
stiess er bei der SVP, BDP und CVP, sechs Kantonen (Al, BL, NW, SG, UR, ZG), dem
Gewerbeverband sowie einzelnen Leistungserbringern und Versicherern auf
Zustimmung. Die FDP und GLP sowie vier Kantone (AG, GR, JU, ZH) stimmten zwar
mehrheitlich zu, brachten aber auch Vorbehalte an. Die Beflrworter lobten, dass die
Vorlage die Eigenverantwortung der Versicherten sowie die Solidaritdt zwischen
Gesunden und Kranken starke und zur Kostensenkung beitrage. Sie brachten jedoch
verschiedene Verbesserungsvorschlage ein: die Beibehaltung von einjahrigen
Wahlfranchisen mit Option auf mehrjahrige Vertrage; eine zwei- anstatt dreijahrige
Mindestdauer der Franchisen; eine jahrliche Moglichkeit, in héhere Franchisen zu
wechseln sowie eine vorgangige Analyse der Auswirkungen eines solchen
Systemwechsels. Trotz ihrer Zustimmung &usserten sie Zweifel, ob durch diese
Anderung wirklich ein Effekt der Kostenddmpfung beobachtet werden konne.
Womdglich wirden dadurch mehr Personen die Grundfranchise wahlen und sich in der
Folge weniger kostenbewusst verhalten. Allenfalls wirden die Versicherten dadurch
auch mehr Sozialhilfe oder Pramienverbilligungen bendtigen, wodurch die Kosten fur
die Kantone stiegen.

EIf Kantone (AR, BE, FR, GE, GL, NE, OW, SO, TG, TI, VD), die SP, die Griinen sowie
zahlreiche Wirtschaftsverbéande, Leistungserbringer, Versicherer,
Konsumentenvertreter und andere Interessierte lehnten den Entwurf ab. Entweder
bezweifelten sie die positive Wirkung der Vorlage auf die Selbstverantwortung der
Versicherten, auf die Kosten oder auf den Aufwand flr die Versicherer oder sie
kritisierten die Einschrankungen der Wahlfreiheit der Versicherten und deren bereits
sehr hohe Selbstbeteiligung.

Im April 2018 entschied die SGK-NR mit 11 zu 7 Stimmen bei 2 Enthaltungen, die Vorlage
mit einer kleinen Anderung zu iberweisen.

An der Vernehmlassung zum ersten Massnahmenpaket zur Kostendampfung im
Gesundheitswesen zwischen September und Dezember 2018 beteiligten sich 150
Einheiten und Organisationen, darunter alle Kantone, die sieben grossen nationalen
Parteien, der Stadte- und der Gemeindeverband, Dachverbadnde der Wirtschaft,
Konsumenten-, Patienten-, Leistungserbringenden- sowie Versichererverbande.
Entsprechend breit war trotz Lobes flur die BemiUhungen des Bundesrates zur
Kostensenkung auch die Kritik an dem neuen Projekt. Insbesondere wurde vor
Wechselwirkungen mit  anderen Revisionen,  vor  Finanzierungs-  oder
Versorgungsproblemen sowie vor einer verstérkten Burokratisierung oder staatlichen
Steuerung gewarnt, wie das BAG in seinem Ergebnisbericht erklarte. '
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Das neue Bundesgesetz iiber die Datenweitergabe der Versicherer in der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung soll prazisieren, zu welchem Zweck und in
welcher Form Krankenversicherungen Daten dem BAG Ubermitteln muissen. Generell
sollen die Daten aggregiert weitergeben werden, lediglich dort, wo dies nicht ausreicht,
sollen anonymisierte Individualdaten transferiert werden. Bisher erhielt das BAG
anonymisierte Individualdaten Uber alle Versicherten in der OKP (Efind-Daten) sowie
Daten Uber Prédmien und Behandlungskosten (Efind2). Neu sollen aber auch
Individualdaten Uber die Kosten pro Leistungsart und Leistungserbringenden (Efind3),
Medikamente (Efind5) und MiGeL (Efindé) weitergeleitet werden kénnen, wobei letztere
zwei Datenséatze urspringlich nicht Teil dieser Vorlage waren. Eine Minderheit Stockli
(sp, BE) der SGK-SR hatte jedoch beantragt, sie ebenfalls aufzunehmen. Damit soll die
Kostenentwicklung Uberwacht sowie Entscheidgrundlagen zu ihrer Eindédmmung
entwickelt, eine Wirkungsanalyse sowie Entscheidgrundlagen bezlglich des Gesetzes
und des Gesetzesvollzugs erstellt und die Evaluation des Risikoausgleichs sowie die
Erfillung der Aufsichtsaufgaben nach dem KVAG erméglicht werden. Zudem wiirde die
bisher bestehende Verknipfung von KVAG und KVG bezuglich der Datenlieferpflicht
gelost.

In der Vernehmlassung stiess die Vorlage auf grossen Anklang bei den Kantonen und der
GDK. Einer Mehrheit von ihnen war es wichtig, dass das BAG Uber die notwendigen
Daten verfugt; wo die aggregierte Form nicht ausreiche, mussten entsprechend
Individualdaten geliefert werden. Nur so sei eine Uberpriifung der Wirtschaftlichkeit
und Qualitadt der Leistungen moglich. Geteilter Meinung waren die Parteien. Die SP
zeigte sich gegenlUber der Zielsetzung der Vorlage - der Herstellung von
Verhaltnismassigkeit bei der Datenweitergabe - skeptisch, da sie es fir unerlasslich
halte, dass der Bund Uber die notwendigen Daten verflige. Die CVP begrisste die
Vorlage weitgehend, wahrend FDP und SVP bezweifelten, dass dem Anliegen des
Initiators mit dieser Vorlage genlgend Rechnung getragen werde, da zu viele
Ausnahmen fir die Nutzung von Individualdaten gemacht worden seien. Diese Meinung
teilten Curafutura und Santésuisse. Der SGB und das Centre Patronal sowie die
Konsumtenverbéande SKS und FRC begrissten hingegen die Vorlage und betonten, es
brauche diese Angaben zur Verhinderung der Kostensteigerung; die Daten sollten aber
anonymisiert und in gentgend grosser Anzahl Ubermittelt werden, um eine individuelle
Zuordnung verhindern zu kénnen.

Im August 2019 nahm der Bundesrat Stellung zur Vorlage, die die Kommission nach der
Vernehmlassung ohne materielle Anderungen prasentiert hatte. Er begriisste die
Bemuhungen der Kommission zur Klarung der gesetzlichen Grundlagen, zumal auch die
Expertengruppe zur Kostendampfung im Gesundheitswesen Daten im Bereich der OKP
fur eine effektive Steuerung durch den Bund als notwendig erachtet habe. Er lobte,
dass der Entwurf durch die Prazisierung der Aufgaben, fir welche die Versicherungen
Daten liefern mussen, und durch die Trennung von KVG und KVAG thematisch
kohérenter werde. Die von der Kommissionsmehrheit aufgenommenen Punkte erachte
er dabei als «absolutes Minimum> und beantragte folglich Zustimmung zum Entwurf. Da
ohne die Daten zu Medikamenten und MiGelL aber zahlreiche wichtige Fragen nicht
beantwortet werden kénnten, sprach er sich Uberdies flr den Minderheitsantrag aus.
Der Entwurf beschneide aber die Rechte des Bundes geméss der KVV im Bereich der
Daten zu Tarmed, erklarte er, weshalb er sich vorbehielt, diesbeztglich noch einmal ans
Parlament zu gelangen. "

Soziale Gruppen
Familienpolitik

Im November 2018 veréffentlichte der Bundesrat die Botschaft fiir eine Anderung des
Erwerbsersatzgesetzes (EOG) zur Mutterschaftsentschadigung bei langerem
Spitalaufenthalt des Neugeborenen, wie sie die Motion der SGK-SR vom August 2016
(Mo. 16.3631) gefordert hatte. Grund fur die Revision des EOG sei eine Rechtslicke bei
der Mutterschaftsentschadigung, da die Mtter bei Uber dreiwdchigem Spitalaufenthalt
der Neugeborenen heute zwar die Mutterschaftsentschadigung aufschieben kénnten,
jedoch weder das EOG noch eine andere Versicherung bei Aufschub der
Mutterschaftsentschadigung Leistungen vorsédhen. Daher schlug der Bundesrat 56
zusétzliche Entschadigungstage (Wochentage, nicht Arbeitstage) sowie eine
Verléangerung des Mutterschaftsurlaubs und des Schutzes vor Kindigung zur Unzeit vor,
sofern Neugeborene mindestens drei Wochen im Spital verbleiben mussten und die
Mutter nach dem Mutterschaftsurlaub ihre Erwerbstétigkeit wieder aufndhmen. Die
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INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 156.02.2019
MELIKE GOKCE

Zusatzkosten von jahrlich CHF 5.9 Mio. wirden durch die aktuellen Einnahmen der EO
gedeckt.

Bei der Vernehmlassung von Méarz bis Juni 2018, an der sich alle 26 Kantone, funf im
eidgendssischen Parlament vertretene Parteien sowie zahlreiche Verbande beteiligten,
traf der Vorschlag ausser bei der SVP und dem Gewerbeverband mehrheitlich auf
Zustimmung. Die SVP argumentierte, dass die Erholung der Mutter und der Aufbau einer
Bindung zum Kind - der Zweck des Mutterschaftsurlaubs - auch im Spital geschehen
kénnten. Der SGV hielt die Nachweispflicht fur die Mutter, dass sie bereits vor der
Geburt geplant hatten, nach dem Mutterschaftsurlaub wieder zu arbeiten, fur
unpraktikabel und forderte das Vorliegen eines gultigen Arbeitsvertrags. Auch SAV, SGB
und Travail.Suisse erachteten diesen Nachweis als zu komplex und sprachen sich
stattdessen fiir eine Uberpriifung durch die Ausgleichskassen anhand der spater
entrichteten Beitrage aus, wahrend die SP eine Ausdehnung der Entschadigung auf alle
Frauen unabhangig ihrer Erwerbstatigkeit forderte. Darliber hinaus kritisierten SGB und
Travail.Suisse, dass die Vorlage nicht alle Lucken im sozialen Netz bezlglich
Mutterschaftsentschadigung schliesse. ®

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Zeitgleich mit seiner Botschaft zur Genehmigung des Ubereinkommens tiber den Schutz
des Unterwasser-Kulturerbes hatte der Bundesrat im November 2018 auch seine
Botschaft zur Genehmigung des Rahmeniibereinkommens des Europarats iiber den
Wert des Kulturerbes verabschiedet. Das auch als «Konvention von Faro» bekannte
Abkommen setzt das Kulturerbe in den Fokus, welches flr die Forderung von kultureller
Vielfalt und nachhaltiger Entwicklung in der Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt eine
bedeutende Ressource darstellt. Das 2005 vom Europarat verabschiedete und zur
Unterzeichnung und Ratifikation aufgelegte Abkommen ist am 1. Juni 2011 in Kraft
getreten und seither von 18 Staaten ratifiziert und von 5 weiteren Staaten unterzeichnet
worden. Mit dem Abkommen werden die Staaten dazu aufgefordert,
Rahmenbedingungen zu schaffen, die dem Kulturerbe zu mehr Aufmerksamkeit
verhelfen und sowohl den Zugang dazu stérken als auch die Teilhabe daran einer
breiteren Offentlichkeit erméglichen. Konkrete Ziele fiir die kulturelle Nachhaltigkeit im
Schweizer Kontext wurden erstmals im Rahmen der «Strategie Nachhaltige Entwicklung
2016-2019» und mit den drei Handlungsachsen der Kulturbotschaft 2016-2020
definiert. Ausgehend von einem relativ breit gefassten Kulturbegriff inkludiert das
Abkommen sowohl materielle als auch immaterielle und digitale Erscheinungsformen
des Kulturerbes. Hinsichtlich der Umsetzung der Konvention wird den beitretenden
Staaten grundsatzlich ein grosser Handlungsspielraum gewahrt, wobei im Falle der
Schweiz auf der rechtlichen Ebene keine Anpassungen erforderlich sein werden. Der
Bundesrat sah in der Ratifikation des Abkommens eine sinnvolle Erganzung der bereits
bestehenden Ubereinkommen des Europarates im Bereich der Kulturpolitik und einen
idealen Verweis auf die Bedeutung «zeitgeméasser Ansatze wie einer partizipativen und
transparenten Gouvernanz, der Forderung von Bottom-Up-Prozessen sowie des
systematischen Einbezugs digitaler Medien».

Dass die Vorlage einen breiten Rickhalt zu erwarten hat, hatte sich bereits in der
Vernehmlassung gezeigt: 46 der eingegangenen 51 Stellungnahmen hatten sich deutlich
fur eine Ratifikation des Abkommens ausgesprochen. Wie bereits beim
Ubereinkommen zum Schutz des Unterwasser-Kulturerbes hatten sich lediglich der
Kanton Schwyz, die SVP und die beiden Wirtschaftsverbdnde Centre Patronal und SGV
gegen die Vorlage gestellt. Erganzend hatte die FDP verklindet, dass sie erhebliche
Zweifel am Nutzen der Konvention hege. "
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VERBANDSCHRONIK
DATUM: 17.10.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbiande
Industrie, Handel und Unternehmer

Stefan Brupbacher wurde im Oktober 2018 zum neuen Direktor von Swissmem gewahlt.
Zuvor war der Verband interimistisch von Vizedirektor Jean-Philippe Kohl geleitet
worden, nachdem Peter Dietrich 2017 nach zwei Jahrzehnten als Direktor
zurlckgetreten war. Der neue Direktor Brupbacher konnte seine Wéahler nicht zuletzt
mit seiner bisherigen Laufbahn Uberzeugen: Vor seiner Ernennung war er seit Mitte
2014 unter Bundesrat Schneider-Ammann, welcher Swissmem selbst bis 2010 prasidiert
hatte, als Generalsekretar des WBF sowie vor seiner Anstellung beim WBF als
Generalsekretar der FDP tatig - der Tages-Anzeiger bezeichnete ihn daher als
«Schattenminister» und «Mastermind hinter Schneider-Ammanns Freihandels- und
Bauernpolitik». Auch Ubte Brupacher laut Aargauer Zeitung bereits vor seiner
Ernennung zum Direktor von Swissmem Einfluss im Sinne des Verbandes aus: Da bei
Swissmem auch die Waffenproduzenten organisiert seien und Brupbacher als einstiger
FDP-Generalsekretar und Vertrauter von Schneider-Ammann in Bundesbern Uber ein
entsprechendes Netzwerk verflige, sei er im Juni auch an der Entscheidung des
Bundesrates, die Bestimmungen bezlglich des Exports von Rustungsgutern zu lockern,
beteiligt gewesen. %

1) Vernehmlassungsbericht zum Bundesgesetz Uber die Verbesserung des Schutzes gewaltbetroffener Personen; SO, 24.1.16;
TZ, 25.1.16

2) BBI, 2020, S. 513 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung NMRI; Medienmitteilung BR vom 13.12.19

3) Vernehmlassungsbericht EU-Waffenrichtlinie; NZZ, 4.1.18; APZ, BU, BaZ, LZ, SGT, 5.1.18; Lib, TA, 6.1.18; SoZ, 28.1.18; NZZ,
TA, 29.1.18

4) Communiqué de presse CIP-CE; Projet d'arrété fédéral ; Résultats de la procédure de consultation pour la souveraineté
cantonale en matiére de procédure électorale (init cant.14.307; 14.316)

5) Entwurf Bundesgesetz zur Steuervorlage 17; Ergebnisbericht Vernehmlassung Steuervorlage 17; Medienmitteilung des
Bundesrates vom 31.1.18; Stellungnahmen Teil | zur Steuervorlage 17; Stellungnahmen Teil Il zur Steuervorlage 17; AZ, SZ,
14.9.17; NZZ, 7.10., 8.11., 11.11.17; BLZ, 18.11.17; TG, 20.11.17; NZZ, 24.11.17; AZ, BZ, BaZ, LZ, NZZ, TA, 26.11.17; AZ, 27.11.17; NZZ,
28.11., 29.11.17; WW, 30.11.17; AZ, NZZ, TA, 2.12.17; AZ, 5.12.17; NZZ, SZ, TA, 6.12.17; LZ, NZZ, TA, 7.12.17

6) Ergebnisbericht Vernenmlassung; Medienmitteilung BR, WBF vom 25.1.17; AZ, BZ, NZZ, 26.1.17

7) DETEC-Rapport explicatif relatif au projet mis en consultation; Résultats de la consultation relative a la politique
climatique post-2020; SN, 1.12.16

8) DETEC-Rapport explicatif relatif au projet mis en consultation; Résultats de la consultation relative & la politique
climatique post-2020; SN, TG, 1.12.16

9) DETEC-Rapport explicatif relatif au projet mis en consultation; OFEV-Rapport sur les résultats de la procédure de
consultation relative a I'Accord de Paris; Résultats de la consultation relative a la politique climatique post-2020; SN, 1.12.16
10) DETEC-Rapport explicatif relatif au projet mis en consultation; Résultats de la consultation relative a la politique
climatique post-2020; SN, TG, 1.12.16

11) Résultats de la consultation; SECO (2017). Rapport.

12) BBI 2019, S. 8015 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung

13) Ergebnisbericht Vernehmlassung; Medienmitteilung BR vom 30.10.19; AZ, SGT, TA, TG, 23.2.18; TG, 27.2.18; TA, 24.4.,
17.7.18; TG, 6.11.18; TA, 12.1.19; TG, 17.5.19; TA, 27.6., 8.7.19; TA, 31.10.19

14) Bericht zur Vernehmlassung; Ergebnisbericht vom 28.8.19

15) Ergebnisbericht Vernehmlassung; Medienmitteilung SGK-NR vom 18.9.17; Medienmitteilung SGK-NR vom 20.4.18;
Medienmitteilung SGK-NR vom 7.4.17

16) Ergebnisbericht zur Vernehmlassung

17) BBI 2019, S. 5397 ff.; BBI 2019, S. 6925 f.; Vernehmlassungsbericht vom 29.4.19

18) BBI 2020, S. 141 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung

19) BBI 2019, S. 67 ff.; BBI 2019, S. 91 ff.; Vernehmlassungsbericht des BAK vom 30.7.18

20) AZ, BaZ, TA, 13.10.18; TA, 18.10.18
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